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7 

Der gefertigte österreichische Rechtsanwaltskammertag erstattet 

hiemit zu den Ministerialentwürfen der 44. Novelle zum ASVG, 13. 

Novelle zum GSVG. 11. Novelle zum BSVG und 16. Novelle zum B-KUVG 
nachstehende 

STELLUNGNAHMi 

I~ Allgemeine BemerkungeD 

1) Einige der vorliegenden Novellierungsvorschläge, die schon in 

den letzten Novellen der vorigen Legislaturperiode enthalten 

waren, scheinen legistisch noch nicht hinreichend ausgereift, 

weshalb im folgenden Gutachten auch dazu noch einige kritische 

Anmerkungen enthalten sind. Mag auch gerade bei Sozialgesetzen 

die Stimme des österreichischen Rechtsanwaltskammertages im 

Konzert einflußreicherer Interessensvertretungen mitunter kaum 

gehört werden, so sei doch die Anregung erlaubt, das do Resort 
möge die überwiegend legistisch-technisch motivierten 
Anregungen berücksichtigen und damit nach Uberzeugung des 

21/SN-42/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 1 von 53

www.parlament.gv.at



österreichischen Rechtsanwaltskammertages 

Rechtsanwendung einen guten Dienst erweisen. 

der künftigen 

2) In rechtspolitischer Hinsicht erfordert- bei allem Verständnis 

für erforderliche Sparmaßnahmen- vor allem die geplante 

gänzliche Aufhebung des <ohnehin bescheidenen) Bestattungs­

kostenbeitrages entschiedenen Widerspruch. 

Es mag vielleicht dabei der Gedanke Pate stehen, daß sehr viele 

Versicherte eine private Versicherung abgeschlossen haben, die 

auch für Bestattungskosten Sorge trägt, und daher des 

Bestattungskostenbeitrages nicht bedürfen. Dabei darf 

allerdings nicht übersehen werden, daß auch ärmere Versicherte 

bzw. Pensionisten, wie etwa Bezieher von Ausgleichszulagen, in 

der Regel kaum über die finanziellen Mittel für eine solche 

Versicherung verfügen. Der Tod etwa eines Ehepartners bedeutet 

-neben der psychischen- in der Regel auch eine enorme 

finanzielle Belastung. Der Bestattungskostenbeitrag von 

5 6.000,- deckt gerade bei bescheideneren Formen von 

Beerdigungen einen beträchtlichen Teil der Kosten und kann 

daher nicht ohne weiteres als obsolet angesehen werden. 

Auf der anderen Seite gestattet es der Gesetzgeber zum Beispiel 

einem Invaliditäts (Berufsunfähigkeits) -pensionisten neben 

seiner Pension beliebig viel (häufig auf Kosten seiner 

Gesundheit und damit überdies der Krankenversicherung) dazu zu 

verdienen und danlpen immerhin 60% seiner Pension (14 mal im 

Jahr) weiter zu beziehen. Die Aufrechterhaltung dieses 

Zustandes ist sicher kein dringendes soziaJpo~itisches 

Bedürfnis; würde man etwa im Bereich der Pensionsleislungen aus 

den Versicherungsfällen der geminderten Arbeitsfähigkeit das 

Ruhen bis zur Höhe eines Erwerbseinkommens eintreten lassen 

(analog zum Krankengeldbezug, ohne aber den Anspruch als 

solchen zu tangieren) wäre nicht nur die _derzeit 

unverständliche Begünstigung von Beziehern solcher P~ens:ions-· 

leistungen gegenüber jenen Pensionisten, die im Bezug von 

vorzei t igen Al terspensionen stehen, gemi ldert, . sondern es 

könnte -ohne daß soziale Härten enstehen würden!- ein um ein 

mehrfaches höherer Betrag eingespart werden, als dies mit der 

Abschaffung des Bestattungskostenbeitrages der Kranken­

versicherung der Fall sein würde. 
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Dem geplanten Vorhaben wird auch seitens der Öffentlichkeit 

umso weniger Verständnis entgegengebracht werden, wenn 

gleichzeitig die ungleichen günstigeren Regelungen im 

Beamtenrecht (vgl. §§ 42-44 Pensionsgesetz) unangetastet 

bleiben. Wenn man schon der Meinung ist, daß Zuschüsse aus 

Anlaß des Todesfalles obsolet sind, dann doch wohl nicht nur im 

Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung. 
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11> 6U den einzelnen Regelungen 

A) .yr 44-ASYG Noyell, 

~Y AL!;' I ~ 7. 2~. ,4. 25 YDd ALt. IV 1; 1 l~!c· R. i uns H~ <i§ 

!§ ä. 7§ A ARS; 1- 7§ Q Abs. ~. 77 ARia , YD9 §. "~ ARia 1 • 3 

.LI. t I R • ,~~ ARS. 1 ~ 11 UDS ~Q7 g ARI: ,> i 

Gegen die sozialpolitische Absicht, wie sie in den erläuternden 

Bemerkungen hervorgehoben wird, besteht kein Einwand. Der 

Gesetzestext scheint allerdings noch verbesserungsbedürftig zu 

sein: 

1) Der Gesetzestext sollte den Umfang von 3 Personengruppen 

klä.ren: 

a) den Kreis der Personen, die zur Selbstversicherung berechtigt 

sind, 

b) damit im Zusammenhang, die Klärung der Frage, von welchem 

KlndesbggLiff die vorschlagene Gesetzesbestimmung ausgeht, 

sowie 

c) welche zusätzlichen Eigenschaften dieses Kind aufweisen muß, 

damit eine begünstigte Selbstversicherung in Betracht kommt. 

2) Der Personenkreis, der für die Selbstversicherung in Betracht 

kommt ist (im Gegensatz zu § 18 Abs. 2 ASVG) nicht eindeutig 

umschrieben. Die erläuternden Bemerkungen gehen zwar davon aus, 

daß es sich an erster Stelle um die leibliche Mutter bzw. den 

leiblichen Vater handle. Der Hinweis auf § 2 Abs. 3 (in 

Verbindung mit § 2 Abs. 2) FLAG zeigt aber, daß eine solche 

Priorität dem Gesetz nicht entnommen werden kann. Nach § 2 Abs. 

3 FLAG kommen neben den Eltern, auch Großeltern, Adoptiveltern, 

und Pflegeeltern in Betracht. Die Anspruchs-Stiefeltern 

berechtigung ist lediglich davon abhängig, zu wgsleD HaushAlt 

das Kind gehört (§ 2 Abs. 2 FLAG). 
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3) Auch bezüglich des Kin~e§blgriffe~ bestehen Unklarheiten: § 252 

ASVG enthält eine eigene Definition der Kindeseigenschafl, die 

von der Judikatur grundsätzlich für den gesamten Bereich des 

ASVG a.ls maßgeblich erachtet wird, sofern sich nicht aus dem 

konkreten Sinnzusamm.enhang etwas anderes ergibt. Pf legekinder 

sind in § 252 ASVG nicht erwähnt, sodaß der Kindesbegriff des 

FLAG in Wahrheit ein weiterer ist als jener des ASVG. Es 

bedürfte daher einer Klarsteilung. wie der Begriff des 

"behinderten Kinge.!i." im Sinne des § 18 a Abs. 1 des Entwurfes 

zu verstehen ist, namlich im Sinne des FLAG oder im Sinne des 

§ 252 ASVG. 

5. 

§ 8 Abs. 5 FLAG umschreibt den Begriff der "erheblichen 

Behinderung", deren Vorliegen zum Bezug der UD2ht.en 

Fami!ienbiibilLe berechtigt. Der Kreis der Kinder, deren Pflege 

auch zur Selbstversicherung nach § 18 a berechtigt, soll nach 

dem Entwurf offenbar ein engerer sein. Da der Entwurf davon 

ausgeht, daß bei einem bestimmten Grad der Behinderung eine 

ganzliche Beanspruchung der Arbeitskraft anzunehmen ist, sollte 

systematisch richtiger in Absatz 3 nlcht die "9iDzli~be 

Beanspruchung der Arbei t sbiraf t " def in1 er t werden, sondern 

(damit die Relation zu § 8 Abs. 5 FLAG deutlicher wird) mit den 

Ziffern 1 bis 3 die §~hlnderuns definlert werden. Auf das 

Element der "gänzlichen Beanspruchung der Arbeitskraft" könnte 

dann als zusätzliches (und bloß verwirrendes) gesetzliches 

Erfordernis verzichtet werden. Die Hausgemeinschaft, in 

Verbindung mlt den Ausschlußgründen des Absatz 2 und eine 

Behindertendefinition des Absalz 3 träfen ausreichend Vorsorge 

dafür. daß nur jene Personen die Selbstversicherung aufnehmen 

können, deren Arbeitskraft von der Kinderpflege gänzlich 

beansprucht wird. Statt dem Satz "und deren Arbeitskraft aus 

dlesem Grunde gänzlich beansprucht wird <Absatz 3)U 1n § 18 a 

Abs. 1 des Entwurfes sollte nach der Wortgruppe "eines im 

gemeinsamen 

Klammerausdruck 

mit dem Satz 

berechtigende 

Kind ... .. 

Haushalt lebenden behinderten Kindes" der 

"(Absatz 3)" gesetzt werden und der Absatz 3 

eingeleitet werden: »Eine zur 

Behinderung des Kindes liegt 

Selbstversicherung 

vor, solange das 

Auch § 

Einwand 

18 a Abs. 2 Z1f. 1 

gilt im übrigen auch 

sollte überdacht 

gegen § 18 Abs. 

werden 

:2 Zif. 

(dieser 

1 des 
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geltenden Rechts), Es kann nicht. die Absicht. sein. Personen, 

die in der Pensionsversicherung freiwillig weiterversichert 

sind. §chon des~~ von der begünstigten Weilerversicherung 

(sei es des § 18. sei es des neuen § 18 a ASVG) auszuschließen. 

Die fragliche Bestimmung 1st offenbar so zu verstehen, daß der 

Personenkreis der Erwerbslitigen und 4~r kel§tungs~eziebi[ von 

der begünstigten Selbstversicherung ausgeschlossen werden soll. 

Es 

§ 18 

sollte daher 

Abs. 1 

in Absatz 2 des Entwurfes (und zusätzlich im 

lit a ASVG) eine Klarstellung dahingehend 

vorgenommen werden, daß die begünstigte Selbstversicherung nur 

für jene Personen ausgeschlossen wird, die aufgrund 

gesetzlicher Bestimmungen für die Dauer der Aufrechterhaltung 

der freiw111ig8n Weitarversicherung in dar Pensionsversicherung 

nach ASVG aus der Pflichtvarsicherung in einer gesetzlichen 

Pensionsversicherung ausgenommen sind (vgl. §§ 221 BSVG. 233 

GSVG, Art. II Abs. 14 lit.b der 25. GSPVG-Novelle, BGBl. 

6191'17; § 16 FSVG) 

Darüber hinaus wäre zu beachten, daß der Kreis der 

erwerbstätigen Personen nicht VOllständig umschrieben ist. Eine 

zu § 123 Aba. 1 Zif. 2 und Abs. 9 lit a ASVG a.naloge 

Formulierung ware vorzuziehen und überdies der Personenkreis 

mit Dienstverhältnis zu 

berücksichU.gen, 

internationalen Organisationen zu 

6> Wenig glücklich ist die auch Definition der Behinderung in Abs. 

3 2if. 1 bis 3 des ~~twurfes betreffend den neu eingeführten 

Begriff der "ständigen persönlichen Hilfe und Wartung", Cer 

Begriff der ständigen Hilfe und Wartung wird von der Judika.tur 

zu § 105 a ASVG bekanntlich so verstanden. daß Wart.ung eher den 

persönlichen, Hilfe eher den sachlichen Bereich der Betreuung 

meint. Sollten im Zusammenhang mit der erforderlichen Pflege 

eines behinderten Kindes eher WartYDgstjligkeiten im Sinne der 

Judikatur des OLG Wien gemeint sein. so ist die zusätzliche 

Anfügung des wesentllch weiteren Begriffes der Hilfe 

irreführend und das Wort "persönlich" entbehrlich. Es darf 

dabei nicht übersehen werden. daß die Wendung "stä.ndige Wartung 

und Hilfe" in der Judikatur des in Angelegenheiten der 

Landessozial- und Behinderlenhilfe zuständigen Verwaltungs­

gerichtshofes abweichend vom OLG Wien interpretiert wird (vlg. 
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S1g. 7043/A, E. 25.1.73, Z1 1427172; zrVB 1986/3/1302>. Wird 

also der bisher verwendele Begriff der "ständigen Hilfe und 

Wartung" von verschiedenen Gerichten unterschiedlich inter­

pretiert, so scheint es um so weniger sinnvoll zu sein, einen 

nauen Begriff der "ständigen ggrsÖnU·cQiln Hilfe und Wartung" 

in das Rechlsleben einzuführen. 

a) Oie ,i({,r 1 scheint in diesem Zusammenhang überhaupt entbehr­

lich zu sein. zumal die Umschreibung des § 8 Abs. 5 lit. a FLAG 

hier ausreichend sein dürfte. Streng genommen wäre ein Kind, 

welches das Alter rür die allgemeine Schulpflicht noch nicht 

erreicht hat. ohne ständige Hilfe und Wartung im herkömmlichen 

Sinne immer dem Verkommen oder Gefährdung seiner Existenz 

preisgegeben. 

Kindes ergibt. 

weil sich dies schon aus dem Reifezustand des 

Ziffer 1 bringt daher gegenüber der zitierten 

Bestimmung des FLAG keine relevante zusätzliche Einschränkung 

und sollte daher entweder durch Ubernahme des Textes des § 8 

Abs. 5 lit. a FLAG ersetzt oder (iID Hinblick auf die Verweisung 

des Absatz 1. Elngangssatz) als entbehrlich gestrichen werden. 

b) Bei ~i'fe[ a scheint die Anknüpfung an die Schulunf~higkeit 

praktikabel und leicht administrierbar zu sein. Das llternitiv 

formullerte Erfordernis der ständigen persönlichen Hilfe und 

Wartung sollte durch den deutlicheren Begriff des § 8 Abs. 5 

lit. b FLAG ersetzt werden (etwa; "oder blind oder inf01ge 

eines anderen Leidens oder Gebrechens voraussichtlich dauernd 

und wesentlich beeinträchtigt 1st"). 

c) Ziffer 3 schließlich sollte in Analogie zu § 27 Abs. 1 und 3 

des Pensionsgesetzes formuliert werden wie folgt: 

"3. nach 

Vollendung 

Vollendung der allgemeinen Schulpflicht und vor 

des 27. Lebensjahres ständig der Wartung und Hilfe 

in besonders hohem Ausmaß bedarf, insbesondere bei dauerndem 

Krankenlager, Blindheit und schwerer Geisteskrankheit". 

Es sei auch darauf hingewiesen, daß die Ziffer 3 in der 

derzeit.igen Fassung des Entwurfes einen Pleonasmus enthält: 

dauernde Bettlägerigkeit wird wohl automatisch den Bedarf nach 

ständiger Hilfe und Wartung bedeuten. 
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Die vorgeschlagene neue Regelung des § 106 Abs. 1 (Bedachtnahme 

auf die Best immungen des Sachwal tergesetzes) vermag (berück'­

sichtigt man den Text im Zusammenhang mit den Erläuterungen) nicht 

zu befriedigen: 

a) Sachwalter werden im allgemeinen nicht ausdrücklich zu 

einzelnen Geschäften (wie etwa "zur Empfangnahme" bestimmter 

Leistungen,) sondern fur bestimmte Wirkungskrels~. wie etwa 

"zur Vermögensverwaltung" des Behinderten best.ellt. 

Die Formulierung des letzten Satzes des vorgeschlagenen 

Gesetzestextes ist daher insoweit zu eng und mit der Praxis 

nicht abgestimmt. (vlg. auch § 273 ABGB) Auch bestehl nicht die 

In den erläuternden Bemerkungen vermutete Paralellitit von 

ADJ.. ra.gsber~.cht is,.tJOg und Beracht i gung zur Empfangnahm~ von 

Leistungen: 

ist (aus 

die Antragsteilung 

dem Blickwinkel 

beim SozIalversicherungstriger 

des Betroffenen) zunächst eine 

Angelegenheit des Umgangs mit Ämtern und Behörden; aus dem 

Blickwinkel 

bestellt 

Verwaltung. 

eines 

ist, ist 

Sachwalters. der zur Vermögensverwaltung 

es eine Angel.egenheit der ordentlichen 

Es ist daher durchaus denkbar, daß ein Sachwalter für alle 

finanzlellen Angelegenheiten des Pflegebefohlenen bestellt {und 

dam.it auch antragsberechtigt} ist, daß aber ganeben das 

Antragsrecht des Pflegebefohlenen weiterbesteht, solange sich 

der Wirkungskreis de,s Sachwalters nicht .ä1!.!ih auf die Vertretung 

bei Ämtern und Behörden erstreckt. 

Es wird daher angeregt, den letzten Satz des § 106 Abs. lASVG 

allgemeiner zu formulieren: "Ist für einen Anspruchs­

berechtigten ein Sachwalter mit entsprechendem Wirkungskreis 

bestellt. (§ 244 Außerstrejtgesetz). so ist diesem die Leistung 

auszuzahlen ... 
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,y Art. 1. Z ?4 un~ Art. IV ~ 5. 7, 11. ti ypd 15 ~§§ lQ§h ARS, ~ 
'~Q. a~p Abi· "'! ?21 Ab~;, S. 27.§ Ab:; .. 2 YDcl 284 AtUL 6) i 

Die vorgeschlagene Neuregelung des Problemkreises "Bemessungs­

grundlage aus einem früheren Versicherungsfall P wirft %usitzliche 

Problem.e auf, die der Entwurf augenscheinlich nicht bedenkt. die 

aber durch den Entfall des bisherigen "Günstigkeitsprinzips" neu 

auftreten würden: 

1) Wenn die Bemessungsgrundlage der früheren Pension nach 1-241 

(in Verbindung mit § 182 oder 180) ASVG ermittelt worden ist, 

so ist durchaus denkbar, daß für den Versicherten zum Stichtag 

für die neue Ee,~ons!ei$tung erstmals eine Beme~sungiarundlage 

Q~ch § 238 ASVG ermj t teU., werdjn kion - Die Fortschreibung der 

nach § 241 ermittelten Bemessungsgrundlage ist in diesen Fillen 

wohl nur dann gerechtfertigt, wenn sie für den Versicherten 

tatsichlieh günstiger ist. In allen anderen Fällen sollte aber 

die Bemessungsgrundlage nach § 238 zweifellos an die Stelle der 

(u.O. fiktiven) Bemessungsgrundlage nach § 241 ASVG treten. 

2} Gegen den in den erläuternden Bemerkungen 

Zweck der Neuregelung ist an 

beschriebenen 

sich nichts rechtspolitischen 

einzuwenden. In jenen Fällen, in denen zwischen dem Wegfall der 

alten und dem Anfall der neuen Leistung eine zeitliche Lücke 

klafft. scheint der Entwurf aber übe. das Ziel zu schießen: 

a} Wenn eine Leisung nahtlos in eine andere Leistung übergeht, so 

1st durchaus einzusehen, daß ohne Änderungen des Versicherungs­

verlaufes keine Leistungserhöhung durch "Rechenkunststücke" 

eintreten soll; dies insbesondere im Hinblick darauf, daß nur 

ein kleiner Kreis von Pensionisten. der entsprechend gut 

beraten wird, von dieser Möglichkeit Gebrauch machen kann. 

während dle "ahnungslose Mehrheit" benachteiligt ist. 

b) Anders liegen die Dinge aber, wenn 

selbst line ftY.here Lei~!rynq .. ~Dt~ogeD 

der Versicherungsträger 

hat. In alesem Fall ist 

der Versicherte gezwungen, seinen Lebensunterhalt wieder durch 

Arbeit zu verdienen oder allenfalls Leistungen aus der 

Arbeitslosenversicherung (soweit er anspruchsberechtigt ist) in 

Anspruch zu nehmen. und es fehlt jede Rechtfertigung, die 
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(ungünstigere) frühere Bemessungsgrundlage in eine später 

anfallende Alterspension zu übernehmen. Ist die frühere 

Leistung entzogen worden, fällt wohl auch (stellt man eine 

Durchschnittsbetrachtung an) das Argument der Spekulation 

(welches in den erläuternden Bemerkungen auf 37 oben anklingt) 

weg. 

3} Die beiden aufgezeigten Probleme lassen sich sehr einfach 

lösen. ohne daß die rechtspolitische Zielsetzung des Entwurfs 

vervässert wurde. § 240 Abs. 1 ASVG sollte seine Funktion als 

Schutzbestimmung uneingeschränkt behalten. womit auch die 

Problematik der Bemessungsgrundlage nach § 241 ASVG wegfallen 

wurde. 

Si 240 Abs. 2 sollte neu formuliert werden und die Fort-

schreibung der bisherigen Bemessungsgrundlage für die bis zum 

Stichtag der alten Leistung erworbenen Versicherungszeiten für 

den Fall anordnen, daß im Zeitraum zwischen dem Stichtag der 

früheren und Jenem der neuen Leistung keine Änderung des 

Versicherungsverlaufes eingetreten ist. Für die Beurteilung der 

Frage. ~ eine Änderung des Versicherungsverlaufes eingetreten 

ist, sollten jene Versicherungszeiten außer Betracht bleiben. 

ilj,e ..D.§~ Zei,1-_~:u q.~"s Pjj,nsignsbezuges . zurücls9Sflegt wyrden .• 

(allenfalls bis zum Höchstaus.maß von 36 Versicherungsmonaten) . 

Da,mit würde die rec:htspolit.ische Zielsetzung des Entwurfes 

verwirklicht. ohne ungerechtfertigte Härtefälle herbeizuführen. 

4} Folgt man dem hier vorgelragenen Vorschlag, dann könnte auch 

das Wor t "mindes tens" in! 

vorgeschlagene Neuregalung 

nämlich die Frage auf, ob 

etne Neufeststellung der 

253 Aba. 2 erhalten bleiben. Die 

dieser Gesetzesbestimmung wirft 

sie nicht überhaupt das Recht auf 

Pension bei Eintritt des 

Versicherungsfalls des Alters ausschließt und damit auch die 

Berücksichtigung von Versicherungszeiten, die im Zeitpunkt des 

Stichtages der früheren Leistung zwär ~chon kurüsl$,.gelegt. wg,rept 

~.t". npch~_nicr.t. fils Versicl1erlmgszei!.~n gegolten haben. Dadurch 

könnte janen Versicherten, deren Arbeitsf~higkeit schon zu 

einem früheren Zeitpunkt geendet hat, ein (im sachlichen 

Zusammenhang ungerechtfertigter) Nachteil ent.stehen. 
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Die oben angeregte Umformulierung des § 240 Abs. .2 des 

Entwurfes würde dem rechtspolitischen Anliegen ausreichend 

Rechnung tragen, ohne daß das Wort "mindestens" in § 253 Abs. 2 

ASVG entfallen müßte. 

5) In diesem Zusammenhang übersieht der Entwurf auch folgendes: 

wenn mit dem Entfall des Wortes "mindestens" in § 253 Abs . .2 

eine (zwingende) Fortschreibung der bisherigen Pensionshöhe 

herbeigeführt werden soll, dann müßte auch die Bestimmung des 

I 253 a Abs. 1 Zif. 1 geändert werden: da Zeiten des Bezuges 

einer Invaliditätspension neutrale Zeiten im Sinne des § 234 

Abs. 1 Zif, 2 ASVG sind und der Erwerb von 12 Monaten solcher 

Zeiten zur Inanspruchnahme der vorzeitigen Alterspension 

berechtigt, würde andernfalls der (informierte) Pensions­

berechtigte nur einen Monat X2l. der "normalen Alterspension" 

eine vorzeitige Alterspension gern. § 253 a ASVG beantragen. um 

den von Ihm gewünschten Effekt der Neuberechnung 

herbeizuführen. In diesem Fall müßte also eine dem § 253 Abs. 2 

analoge Bestimmung auch bei den vorzeitigen Alterspenslonen 

vorgesehen werden, wenn im Zeitpunkt des Stichtages für die 

y.~.t":zeitige Alt.erspenslon eine Invaliditä.tspension besteht. 

Sollte hingegen mit 

der Ausschluß einer 

dieses Wort auch 

dem Entfall des Wortes "mindestens" nicht 

Neuberechnung bewirkt werden, dann sollte 

in der Neufassung erha.lten bleiben, um 

Mißverstä.ndnissen vorzubeugen. Die Frage des "ob" einer höheren 

Pension wird ohnehin an anderer Stelle (nämlich in § 240) 

entschieden. 

In den erläuternden Bemerkungen (Seite 38 Mitte) ist ein 

offenbarer Redaktionsfehler enthalten, wenn davon die Rede ist, 

daß "nach diesen Gnmd sä.t zen ,. auch vorgegangen werden soll te. 

wenn er am Stichtag f.jjr eine v.2f-i..-lii.tige Al!...fi!ti'Q2Dsiol,l oder eine 

Alterspension ein Anspruch auf Invaliditätspension bestanden 

hat. Nach dem Q~set*e~tex& de§ § ,§3 Aes. ~ in der Fassung des 

Entwurfes sollte es in der Erläuterung richtig heißen: "Wenn am 

Stichta.g fyr e~D!l ...AB!ersRem.~ion eine vorzei tige Allerspension 

oder eine Invaliditätspension bestanden halM. 
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"y Art. XI ~if. 6ynd 9 (Si 13a Abi! ~ und 150 a ASVG) i 

Ge$etzestechnisch stellt sich Frage, ob nicht mit der Neuregelung 

des § 150 a das Auslangen gefunden werden kann; sollte man 

hingegen der Meinung sein, daß die Erwähnung der Registrierungs­

kosten für Organtransplantate aus gesetzessystematischen Gründen 

~ in § 133 Abs. 3 notwendig ist, dann sollte dies der besseren 

Lesbarkeit und Übersichtlichkeit wegen in einem eigenen Absatz 

geschehen, zumal ein Zusammenhang zwischen kosmetischen 

Behandlungen und Registrierungs- bzw. Anmeldungskosten für 

Organtransplantationen nicht zu erkennen ist. 

12 
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kY Ar~. 111 Zifa 2 li~ a ~j ~Z2 Apsa 1 ~if! Z ASVG); 

Oie beabsichtigte Verbesserung des Unfallversicherungsschutzes von 

Personen, die die Sicherheitskräfte "a.Og,§UUiilUt.n" unterstützen, ist 

gnmdsä.tzlich zu begrüßen; der Entwurf wirft jedoch eine Reihe von 

Fragen auf. die im Interesse der Rechtssicherheit schon im 

Gesetzestext beantwortet werden sollten: 

1) Die in den erläuternden Bemerkungen behauptete Subsidarität der 

neuen Bestimmung gegenüber dem Amtshaftungsgesetz und dem 

Verbrechensopfergesetz ist dem Gesetzestext nicht zu entnehmen. 

Es scheint auch nicht sehr sinnvoll zu sein. dem Verunglückten 

die Belastung aufzubürden. innerhalb dreier. einander über­

schneidender Rechtsbereiche janen herauszufinden, nach welchem 

er seinen Anspruch geltend machen kann. Eine Schlußverletzung 

die bei Untersttitzungshandlungen i8 des Entwurfs erlitten wird, 

ist jedenfalls ein Unfall iS d. herrschenden Verständnisses. 

Auch haben Attentate aus jüngerer Zeit (Flughafen Schwechatl 

gezeigt, daß es 

zur Verletzung 

Sicherheitsorgan 

des Verletzten 

letztlich von 

mitunter 

oder 

schwierig 1st, festzustellen, ob dia 

zum Tode führende Kugel vom 

oder vom Attentäter stammt. Für die Situation 

oder seiner Hinterbliebenen ist dies auch 

gerlnger Bedeutung. 1st also schon das 

13 

"Zufallsopfar" in einer mitunter sehr schwierigen rechtlichen 

Situation. so sollte man bei Personen, die in uneigennütziger 

Weise und unter Einsatz ihrer Gesundheit die Sicherheitsorgane 

unterstützt haben, den Gedanken der Subsidarilät gar nicht erst 

erwägen. In den erläuternden Bemerkungen zur künftigen 

Regierungsvorlage sollte diese <möglicherweise bloß 

mißverständliche) Passage gestrichen werden. Anstelle dessen 

könnte eine klarstellende Bestimmung zusätzlich eingefügt 

werden, wona.ch im Falle einer Lsl.stungserbringung nach 1$ 176 

Abs, 1 Zif. 2 allfällige Ansprüche des Verletzten nach dem 

Verbrechensopfergesetz oder dem Amlshaftungsgesetz auf den 

Unfallversicherungsträger übergehen. 

2> Die Einschränkung des Entwurft.extes "im Dienste der Straf­

rechtspflege" dürfte wenig praktikabel sein, zumal es für den 

"unterstützenden Zivilisten" im Vorhinein weder erkennbar ob 
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das Sicherheitsorgan "im Dienste 

handelt, noch ihm möglich sein wird, 

Sicherheitsorgan zu verständigen. 

der Strafrechtspflege" 

sich darüber mit dem 

Der (im Extremfall) mit gezogener Dienstwaffe einen Flüchtigen 

verfolgende Sicherheitswachebeamte läßt nach seinem äußeren 

Erscheinungsbild nicht erkennen, ob er etwa einen flüchtigen 

Häftling verfolgt oder ob der Flüchtende eines gerichtlichen 

oder (bloß) eines Verwaltungsstrafdeliktes verdächtig ist. 

Es sollte daher (analog zur "vermutet.en Lebensgefahr" am Anfang 

dieser Gesetzesstelle) richtigerweise darauf abgestellt werden, 

ob der Verunglückte verlretbarerweise annehmen durfte, daß das 

Sicherheitsorgan im Dienste der Strafrechlspflege tätig wurde. 

3) Ob die übrigen, in den erläuternden Bemerkungen dargestellten 

Einschränkungen und Erwägungen durch das Wort "angemessen" 

hinreichenden Niederschlag im Gesetzestext finden, muß im 

ubrigen bezweifelt werden. 

Es sollte Jedenfalls vermieden werden. eine Formulierung des 

Gesetzestextes zu wihlen, die den Keim für Härlef~lle bereits 

in sich trägt, und deren Eintreten (zumindest erwartungsgemä.ß) 

zu neuen Gesetzesänderungen Anlaß geben müßte. 

14 
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Zy Art. 111 Z. ? lit c <I 176 Abs. 1 Zif. 7)1 

Es sollte ergänzend geprüft werden, ob im gegebenen Zusammenhang 

tatsächlich nur ein Schutzbedürfnis für Ärzte besteht oder ob 

nicht auch andere Helfer solcher Organisationen des Schutzes der 
Unfallversicherung bedürfen. 

15 
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Zy Ae t . 111 ,~~ 4. § und Art. V , 7 (li 1§3 Abs. 1, 184 ARS. 3. 

,1Q ARis , und 322 ARS. l)i 

Entgegen dem Eindruck, den die erläuternden Bemerkungen zu 

erwecken suchen. enspricht die geplante Änderung des § 181 Abs. 1 

ASVG in dieser Form keineswegs der Rachtssprechung. 

1) Eine wesentliche Änderung der Verhältnisse wird von der 

herrschenden Judikatur unter 2 Voraussetzungen angenommen: 

a) Es muß eine Änderung im medizinischen Befund vorliegen. welche 

b) eine Änderung der Minderung der Erwerbsfähigkeit von mehr als 

Si. ; zur Folge hat. 

2) Liegen diese beiden Voraussetzungen nicht vor, so dauert die 

Rechtskraft des fruheren Bescheides fort und es tritt keine 

Änderung der Leistung ein (vgl. SSV 21/61, 23/11, zuletzt OLG 

Wien vom 7.11.1986, 33 R 293/86). Diese Judikatur hat auch 

jegliches rechtstheoretische Argument fur sich: zyerst ist zu 

prüfen. ob die Rechtskraft des fruheren Bescheides der neuen 

Entscheidung entgegensteht, ~~st denn kann festgestellt werden, 

in welchem Ausmaß eine Änderung im Leistungsbezug eintritt. Die 

vorgeschlagene Änderung, die im Unterschreiten der 

Schwellenwerte jedenfall~ eine wesentliche Änderung erblicken 

will, vermengt in unzulässlger Weise die B~chtsfolge mit dem 

Sachverhalt. Es soll offenbar von der eintretenden Rechtsfolge 

abhängig gemacht werden, ob elue Änderung des Sachverhalts 

wesentlich ist. 

3) In einer großen Zahl der Fälle pflegt es um die Herabsetzung 

der Leistungen zu gehen. Der Gedanke. daß sich einerseits der 

Leistungsempfänger wirtschaftlich auf die Leistung einzustellen 

pflegt und andererseits bei Unterschreitung des Schwellenwertes 

der damit eintretende Leistungsverlust stets y&erproporlionä! 

(im Verhältnis zur Verringerung der Minderung der 

Erwerbsfähigkeit) ist, spricht entschieden dagegen, jenes 

Ausmaß, welches fur eine wesentliche Änderung gefordert wird, 

in derartigen Fällen niedrig~r anzusetzen, als dies sonst der 

Fall ist. Der zweite Halbsatz des § 183 Abs. 1 des Entwurfes 

16 
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sollte daher ersatzlos gestrichen werden. Die Klarsteilung, daß 

eine wesentliche Änderung dann vorliegt, wenn sie im Ausmaß von 

"mindestens 10 % " (= "mehr als 5 "") eintritt, ist hingegen zu 

begrüßen, ebenso die Abstimmung mit § 184 Abs. 3. 

17 
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18 

,U Art. IY Z 1 l~~, a ung ~ (I 225 Abi. 1 Z 2 und Abs. 3~i 

vorgeschlagenen Anpassung der Frist zur wirksamen 

Beitragsentrichtung an jene der Verjährung zur Feststellung der 

Belträge wird begrüßt. Es sollte bei dieser Gelegenheit ein 

welterer Aspekt im Gesetz Berücksichtigung finden. der mitunter zu 

irreparablen Härtefällen führt: 

1) Oft kam es in der Vergangenheit durch Unkenntnis über die 

Versicherungspflicht zu verspäteten Meldungen und Beitrags­

vorschreibungen, wobei sich (nolwendigerweise) auch ein 

größerer Beitragsrückstand zu ergeben pflegte. Die 

Versicherungsträger beWIlligten (und bewilligen) Versicherten 

in der Regel die Nachentrichtung des Rückstandes in Raten. ohne 

Sle 

einer 

der 

auf die nachteiligen 

Ratenzahlung aufmerksam 

Ratenzahlungen auf die 

leistungsrechtlichen Konsequenzen 

zu machen. Durch die Anrechnung 

jeweils ilteste Schulg können 

Beiträge, die im Zeltpunkt der Vorschreibung noch hätten 

wl,ksam entrichtet werden können, jnfolge der Ratenbewilligung 

lJ.nwirksarn werden. Wäre dies den Versicherten im Zeitpunkt der 

Vorschreibung bekannt gewesen, so wäre es wohl in vielen Fällen 

zur Abdeckung des gesamten Rückstandes mittels einer 

Kreditaufnahme gekommen, um die noch wirksam erwerbbaren 

Beiträge zu retten. 

2) § 225 Abs. 3 ASVG sollte daher zumindest dahin ergänzt werden, 

daS das Bundesministerium für Arbelt und Soziales jedenfalls 

jene Beiträge als wirksam entrichtet anerkennen kann, die im 

Zeitpunkt der Beitragsvorschreibung noch nicht verjährt waren, 

infolge einer erteilten Ratenbewilligung in der Folge unwirksam 

entrichtet wurden und der Versicherte die Unterlassung der 

Anmeldung zur Versicherung nicht vorsätzlich herbeigeführt hat. 

3) Uberdies wird angeregt, für die Zukunft eine gesetzliche 

Verpflichtung der Versicherungsträger zu normieren. die 

Versicherten im Falle einer Ratenbewilligung nachweislich über 

die Bestimmungen betreffend die wirksame Entrichtung von 

Beiträgen zu informieren. Derartige Informationspflichten 

wurden auch in der Vergangenheit mitunter schon gesetzlich 
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verankert (vgl. Art. 11 Abs. 2 letzter Satz der 18.Novelle z. 
GSPVG. BGBl. 447/1969). 

19 
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~ Ar~, IY Z 16 Si aga Ab" 4 lit, i)j 

Die geplante Milderung der Anrechnung ausländischer. insbesondere 

deutscher Opferrenten auf das im Rahmen des Ausgleichs­

zulagenrechtes zu berücKsichtigende Einkommen wird begrüßt. Der 

Anlaßfall dürfte aber kein Einzelfall sein (vgl. schon SSV ?O/50!) 

20 

21/SN-42/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)20 von 53

www.parlament.gv.at



21 

Zu Art. V ZifT 2 S§ ~?4 Abi. ~); 

Gegen die geplante Erweiterung der Legalzession zu Gunsten von 

Ftirsorgeträgern ist nichts einzuwenden. Angesichts eines aus der 

Praxis bekannt gewordenen Anlaßfalles wird darüber hinaus eine 

Klarsteilung in folgender Beziehung angeregt: 

1> Wenn ein Leistungsbezug im Zeitpunkt des Anspruchsübergangs vor 

einem exeku~iv§p ff&ndr§cht (etwa infolge Exekution auf 

laufende Dienstbezüge gem. § 294 a EO) belastet ist, so stellt 

sich die Frage, welcher Betrag dem Leistungsempfänger frei zu 

bleiben hat <Konkurrenz von § 5 Lohnpfändungsgesetz mit § 324 

Abs. 3 ASVG>. 

2) Es besteht bei den Versicherungsträgern offenbar eine Praxis, 

vom Leistungsanspruch zunächst den pfändQArep AosprY~b~tei! in 

Abzug zu bringen und vom verp!eibiogep uOeiändbaren Reitbetrß~ 

<also gegebenenfalls S 3.300,-- zuzüglich 30 % der Differenz 

zwischen diesem Betrag und der Nettopension) 80 % an den 

Sozialhilfeträger zu überweisen. Im Ergebnis wird damit sowohl 

die Schutzbestimmung des § 5 Lohnpfändungsgesetz als auch jene 

des § 324 Abs. 3 ASVG unterlaufen: dem Pensionisten blei.bi 

weder der pfändungsfreie Betrag, noch 20 % der Pension übrig. 

Diese Praxis stützt sich auf vereinzelte Entscheidungen des OLG 

Wien (SSV 22/95, SVSlg 28026, ZAS 84/1/35>, die offenkundig 

verfehlt sind (vgl. Selb, ZAS 84,37). Im Ergebnis verletzt 

diese Praxis zwei 

§ 58 Lohnpfändungsgesetz 

Gesetzesbestimmungen (nämlich des 

und jene des § 324 Abs. 3 ASVG) , 

wihrend das damit erzielte Ergebnis sich auf überhaupt keine 

gesetzliche Bestimmung stützen kann. 

3) Es sollte daher in § 324 Abs. 3 ASVG folgendes klargestellt 

werden: 

Ist der Anspruch auf Rente bzw. Pension mit einem exekutiven 

Pfandrecht vorbelastet. so verbleiben dem Renten- <Pensions-) 

berechtigten 20 % seines Anspruches, höchstens aber jener 

Betrag. der sich aus der Anwendung der §§ 3 ff des 

Lohnpfändungsgesetzes ergibt." 
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,,) Mi t dieser Ergänzung würde auch sichergestellt, daß dem 

Pensionisten jedenfalls der niedrigere der beiden in Betracht 

kommenden Grenzbeträge (in der Regel wird es jener des § 324 

Abs. 3 ASVG sein) freibleiben muß. Für die Dauer der im Range 

vorangehenden exekutiven Belastung erhielte der Soz1al­

hilfeträger die Dlfferenz zwischen 20 % des gesamten Pensions­

bezuges und dem (me1st h~heren) der Pfändung entzogenen 

Bezugteil. sowie (in dar Regel) auch 80 % eines allfälligen 

Anspruchs auf HilflosenzuschuB (der der Pfändung nach dem 

Lohnpfindungsgesetz entzogen ist), 

Der Umstand, daß sich der Pensionist auf Kosten des 

in Pflege befindet, rechtfertigt es zwar, Sozialhilfeträgers 

den nach der Legalzession freibleibenden Betrag in Regel 

unt.erhalb 

bloß 20 % 

sachliche 

der Grenze des Lohnpfändungsgesetzes. nämlich mit 

des Anspruchs festzusetzen. Es kann aber keine 

Rechtfertigung dafür gesehen werden, diesen 

Minimalbetrag bei Vorliegen eIneT exekutiven Vorbelastung noch 

zu unterschz-eit.en, obgleich der sich aus den Bestimmungen des 

Lohnpf~ndungsgesetzes ergebende Schutz in der Regel günstiger 

für den Pensionisten wire. Richtigerweise muß <schon de lege 

lata) dem Pensionisten Jener Betrag frei bleiben. der wed.[ ven 
di!f' exelS,yj:.l.':t:§tn, p',t:.ändung noc.Q L von de.,.r: f.,egäl ?i9SS ion !ir,faßt i s!;. . 
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~ Ar~. y Ziffer 6 tJ asz a A§YG2 

1) So sehr es zu begrüBen ist, daß das do Ressort die Problematik 

des "doppelten Rechtsweges" bei amtswegigen Wiederaufnahmen in 

Leistungssachen einer rechtsschutzfreundlichen Lösung zuführen 

will (diese Absicht scheint dem Entwurf zugrunde zu liegen>, so 

verfehlt ist der dazu vorgeschlagene Weg. 

2) Es ist wohl richtig. daß für den einzelnen die Bekämpfungs­

möglichkeiten derartiger Bescheide nur schwer durchschaubar 

sind; dieses Problem wurde (soweit es die Wiederaufnahme das 

Verfahrens betrifft) durch eine geinderte Formularpraxis der 

Versicherungsträger (doppelte Rechtmittelbelehrt'ng) verbessert. 

3) Die wirklichen Probleme liegen aber im gespaltenen Rechtszug 

selbst, nämlich 

a) in den relativ förmlichen. Verbesserungsmöglichkeiten bei 

Rechtsmitteln eher restriktiv gegenüberstehenden Bestimmungen 

des AVG; 

b) in der langen Verfahrensdauer bis zum Vorliegen einer verwal.­

tungsgerichtlichen F~tscheidung; 

c) im enormen Koslenrisiko des Versicherten. zumal der Ver­

sicherungstriger im verwaltungsgerichllichen Verfahren alE 

mitbeteiligte Partei behandelt wird und Anspl'uch a.uf den vollen 

Schriftsatzaufwand hat. 

4> Zur gesamten Problematik edle im übrigen nicht nur den - wenn 

auch häufIgsten Fall der Wiederaufnahme des Verfahrens, 

sondern auch jenen der Berichtigung von Bescheiden gern. § 62 

Abs. 4 AVG einschließt) sei auf die Darstellung bei ~.YJ.lez:. die 

Abgrenzung von Leistungsverfahren und Verwaltungsverfahren im 

Leistungsrecht der Sozialversicherung, DRdA 1986, 369 ff 

verwiesen. 

5) Durch die 

zahlreichen. 

vorgeschlagene 

bereits jetzt 

weitere hinzugesellen: 

Neuregelung 

bestehenden 

würden sich zu den 

Problemen noch zwei 
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a) Da angeordnet werden soll. daß der ruUt.~ .. Lei§t.yngsRescluÜg erst 

n.ä.&ih B!?,btllsraf~ Sh!i ~!il!i,b!ii&hHl .5.u.au _sh§: klijSgEU:iyt:Uäbm.!l_.gi.i 

Y2['~h[,n§ erlassen werden darf, ware .s für den 

Leislungsbezieher künftig nicht mehr möglich, aus dem Wieder­

aufnahmsbescheid dessen Konsequenzen zu erkennen. Nach der 

derzeitigen Praxis (einheitlicher Bescheid) erkennt der 

LeIstungsbezieher wenigstens, daß die Wiederaufnahme zu einer 

Pensionsreduzierung führt und in welchem Ausmaß dies der Fall 

1St. Gerade stie K;enntnis de,r.uFglgen ist aber für den Entschluß 

unerläßlich, ob das 

Pensionsbeziehers 

tatsächliche oder 

auf die Bea.chtung 

vermeintliche Recht des 

der RechtsKraft des 

Erstbescheides im Rechtsmittelwag mit beachtlichen Kosten 

verfolgt werden soll. Der Vorschlag des Entwurfes birgt die 

Gefahr, daß der Versicherte bei Zugang des Wiederaufnahme­

bescheides überhaupt nicht weiß, ob und welche Folgen dies fur 

seinen Pensionsanspruch hat, aus Unkenntnis nichts dagegen 

unternimmt und (nach Rechtskraft der Wiaderaufnahme> mit einer 

Penslonsreduzierung konfrontiert ist, gegen die er in formeller 

Hinsicht keine Einrede mehr hat (vgl. SSV 23/76 u.ll0). Die 

A.Q_~prachi_ in. einem §!i]lhei t 1 ic~i51g2r_ayfD.äh@~:- YD.Q .. kii ~tyn.g.s..::, 

b~s!C~td .t~ .. t. agha!: • k~in. Ns:ch~el: 1. fyE' dil'l .. ?E!Ilstru:H.lLt.fiLr;,'l"," SQDd§:Ql. 

~chülzt;. genil.aez."!l _~e;n .. lQt.§'ress~ an di.r grkenDbar~i..i t >iefHiE11.L.. 

~~s~auf_ihD zukomm~. 

b) Den Versicherungsträgern wird ohne ersichtliche sozialpoli­

tische Notwendigkeit eine enorme finanzielle Belastung 

auferlegt. Der Versicherte soll m,p.g,lis;rhst rass;;b Gewißheit über 

seine künftige Pensionssituation erlangen, unabhingig davon. ob 

die Wiederaufnahme im Ergebnis als zu Recht oder zu Unrecht 

bestehend erkannt wird. Es ist verfehlt, die Pensionsbezleher 

durch die Verheißung einer (mitunter jahrelang möglichen) 

Weiter leistung seiner bisherigen Pension geradezu zur 

Ausschöpfung aller Rechtsmittelwege einzuladen. wenn dann am 

Ende doch das unvermeidliche (nämlich die Pensionsreduzierung) 

herauskommt. Uberdies würden wieder nur jene Pensionswerber 

alle Rechtsmittel ausschöpfen, die in der Lage sind. sich zu 

artikulieren oder zumindest den Zugang zu einer entsprechenden 

Beratung finden, während die große Zahl der Betroffenen gar 

nicht verstehen wird, worum es geht. Jene, die informiert sind, 

werden. sich zur Ausschöpfung aller Rechtsmittel na.ch einer 
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Kosten- Nutzenrechnung ~nlschl·~~ßen;.: 'ist die 1nfo1ge des 

Rechtsweges weiter zu leistende Pension_differenz höher als die 

(schlimmstenfalls) zu erwartenden,Kosten. so wir.d der Rechtszug 

jedenfalls beschritten werden. in anderen FiUlen wird der 

Leistungswerber davon absehen, obgleich er damit vielleicht 

sogar auf die Durchsetzung eines tatsächlich bestehenden 

Rechtes verzichtet. 

c) Es scheint. überdies verfassungsrechtlich überaus bedenklich zu 

sein. die Leistungsverpflichtung des Versicherungsträgers im 

Ergebnis von der Dauer des Verfahrens abhingig zu machen: 

zumindest hat der Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis 

VfSlg 3710174 anläßlich einer Frage des Körperschafts­

steuerrechtes den Rechtsgedanken ausgesprochen, daß eine 

gesetzliche Regelung, welche von den Zufilligkeiten des 

Verwaltungshandelns abhängt, letztlich sachlich ungerecht.­

fertigt differenziert. 

6) auf § 91 Abs. 2 bis 5 ASGG steht (zieht man 

in Betracht) in einem 

Die Verweisung 

Absatz 2 und 4 

verhältnis zu § 107 ASVG: nimmt man an, 

gewissen Spannungs­

daß der Versicherte 

Z .B. 

hatte 

den Uberbezug 

"erkennen 

(sprich: die 

müssen" • so 

überhöht.e 

wäre der 

Pensionsbemessung) 

Uberbezug ~ zum 

Wiederaufnahmsbescheid nach § 107 ASVG zur Gänze rückforderbar, 

für die Dauer des Rechtsmittelverfahrens hingegen nicht. 

Selbst in ~(s~bliicbungsfälleD ist das Ergebnis unbefriedigend, 

auch wenn man den Leistungswerber nicht als schutzwürdig 

ansieht: bis die Leistung rechtskräftig aberkannt ist, können 

(die Rechtswege im Verwaltungsverfahren bis ~um Verwaltungs­

gerichtshof und im Leistungsverfahren bis zum Obersten 

Gerichtshof einkalkuliert) mehrere Jahre vergehen und ein so 

großer Uberbezug auflaufen, dessen Rückerstattung den 

Pensionisten durch noch mehr Jahre an den Rand der 

wlrtschaftlichen Existenz drängen kann. ~~dererseits wäre es 

nicht sehr sinnvoll, den Versicherten Bezüge zu dem Zweck 

weiterzuleisten. damit sie gespart und dann in einer Summe 

rückerstattet werden können. 
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7> Es sei daher gestattet, eine legistische Alternative in Form 

einer Änderung des § 101 ASVG vorzuschlagen. der den Vorteil 

hat. daß sie 

a) die materielle Rechtslage, wie sie derzeit besteht, nicht 

ändert; 

b) die Abhandlung aller Probleme einem einheitlichen Verfahren, 

nämlich dem Leistungsverfahren zuweist; 

c) den Pensionswerber in der raschestmöglichen Zeit Gewißheit über 

sein Recht verschafft; 

ci) den Versicherungsträger nicht mit. unnötigen Mehrausgaben 

belastet. sowie 

.) die Landeshauptleute und den Verwaltungsgerichtshof von höchst 

überflüsslgen Akten entlastet. 

6) Dieses Ergebnis würde sehr einfach durch eine Restituierung des 

§ 101 ASVG, Wla er bis zur 9. Novelle zum ASVG bestanden hat, 

erreichbar sein. allerdings eingeschränkt auf die derzeit 

geltendEm Tat.bestände des § 69 AVG; es könnte a.uch das gleich-' 

gelagerte Problem des § 62 Abs. 4 AVG in einem Zug miterledigt 

werden. 

Darüberhinaus könnte gleichzeitig die Doppelgeleisigkeit des 

Rachtszuges bei Zurückweisungsbescheiden beseitigt werden. In 

diesem Zusammenhang sei da.ran erinnert. daß nach der gesamten 

Konstruktion der sukzessiven Kompetenz die Zuständigkeit zur 

!I:ntscheidung über eine Rechtssache dann an die Justiz übergeht. 

wenn der Versicherungsträger über den Antrag beslioeidmäßig 

fir ... t~,t;;.b..t.ed@D hat, oder wenn er innerhalb der Säumnisfrist KeilUUl 

aalic,h!li!icL esJassen tHt.t. Für Zurückweisungsbescheide in den 

Fällen des .L_32~ ASVj1 wurde in § S8 ASGG 1n Verbindung mi t § 73 

ASGG eine Regelung get.roffen. die eine einheitliche Entschei­

dung im Gerichtswege ermöglicht. Es sei a.llerdings darauf 

hingewi •• en. daß die in § 73 für den Fall, daß die wesentliche 

Änderung des Gesundheitszustandes nichl glaubhaft gemacht wird, 

angeordnete Zurijclsw~i.~ nicht systemgerecht ist: wenn das 

Gericht einem Klagsantrag nicht stattgeben kann. weil ihm eine 
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bindende verwaltungsbehördliche Entscheidung entgegensteht, so 

liegt darin prozeßrechtstheoretisch kein Hindernis betreffend 

dH.~ z.yll~B>igkjÜ~ ges.. ~!iW§gii. sondern vielmehr ein 

Hindernis für eine ROii~~~~. Si~b~n~s~heigyng. Richtigerweise 

hälte daher das Gericht rür den Fall der Nichtglaubhaftmachung 

im Sinne des § 68 ASGG die Klage ohne weiteres Verfahren 

abzywe~seD <und nicht zyrY~zuweisen). 

Eine ähnliche Regelung könnte durch einen Absatz 2 des § 68 

ASGG für (andere) Zurückweisungsbescheide gefunden werden. Wenn 

der VerSicherungsträger außerhalb des Bereiches des § 362 ASVG 

einen neuerlichen Pensionanlrag wegen der entgegenstehenden 

Rechtskraft eines früheren Pensionsbescheides zurückweist, dann 

wäre auch dagegen die Klage an die Sozialgerichlsbarkeil 

zuzulassen. Das Sozialgericht hätte die Frage der ßindungs­

wirkung des früheren Bescheides als Vorfrage zu prüren und 

<bejahendenfalls) das Klagebegehren ohne weiteres Verfahren 

abzuweIsen, verneinendenfalls 

fahren durchzuführen. Lediglich 

ein entsprechendes Beweisver­

dann, wenn der neuerlichen 

einer gerichtlichen .?nt$~h~idun~ Klage noch die Rechtskraft 

entgegensteht, wäre die Klage zurückzuweisen. 

Eine diesbezügliche Änderung bzw. Ergänzung der §§ 68 und 73 

ASGG soll damit angeregt werden. 

9) Der Gesetzesvorschlag zu § 101 ASVG lautet: 

i 191 ASVQ hat 2Y kiyt2n: 

Cl) Ergibt sich nachträglich, daß eine Geldleistung bescheidmäßig 

zu unrecht gewährt. abgelehnt, entzogen. eingestellt, zum Ruhen 

gebracht oder unrichtig bemessen wurde, so ist mit Wirkung vom 

Tage der Auswirkung des Fehlers der gesetzliche Zustand 

herzustellen. 

(2) Die Richtigstellung eines Bescheides im Sinne des Abs. 1 ist 

nur zulässig, wenn 

a) der Bescheid durch Fälschung einer Urkunde, falsches Zeugnis 

oder eine andere gerichtlich strafbare Handlung herbeigeführt 

oder sonstwie erschlichen worden ist; 
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b) neue Tatsachen oder Beweismittel hervorkommen, die im Verfahren 

ohne Verschuld~n der Partei (des Versicherugnstrigsrs) nicht 

geltend gemacht (berücKsichtigt) werden konnten und allein oder 

in Verbindung mit dem sonstigen Ergebnis des Verfahrens 

voraussichtlich einen im Hauptinhalt des Spruchs anders 

lautenden Bescheid herbeigeführt hatten; 

c) der Bescheid 

nachträglich 

gern. § 38 AVG von Vorfragen 

über eine solche Vorfrage 

abhängig war, und 

von der hiefür 

zuständigen Behörde (Gericht) 

entschieden wurde oder 

in wesentlichen Punkten anders 

cl) der Bescheid auf einem wesentlichen Irrtum oder einem offen­

kundigen Versehen des VerSicherungsträgers beruht. 

(3) Im Falle des Abs. 2 lit d ist die nachträgliche Richtig­

stellung nur zu Gunsten des Anspruchsberechtiglen zulässig. 

Sind seit der Erlas.ung des Bescheldes drei Jahre verstrichen, 

ist eine Richtigstellung nur mehr gem. Abs. 2 lil a und cl 

zulässig. Die Richtigstellung kann auf Antrag oder von 

amtswegen erfolgen. 

(4) Ein Antrag auf Herstellung des gesetzlichen Zustandes gem. 

Ahs. 2 lit abis c ist bInnen zwei Wochen von dem Zeitpunkt an, 

in dem der Antragsteller nachweislich vom Richtigstellungsgrund 

Kenntnis erlangt hat, beim Versicherungstriger einzubringen. 

{S) Beruht der Leistungsbescheid auf einem gerichtlichen Urteil 

oder Vergleich. so ist ein Vorgehen nach Ahs. 1 bis 3 

unzuläSSig. wenn die Unrichtigkeit des Bescheides auf Umst~nden 

beruht, die in tatsächlicher oder rechtlicher Hinsicht 

Gegenstand des Gerichtsverfahrens gewesen sind. Die 

Bestimmungen der Prozeßgesatze über die Nichtigkeits- und 

Wiederaufnahmsklage bleiben unberührt. 

(6) Offenbare Schreib- und Rechenfehler im Becheid können jeder­

zeit vom Versicherungsträger von amtswagen berichtigt werden. 

Einem offenbaren Schreib- und Rechenfehler ist gleichzuhalten. 

wenn der LeistungsempfingeT erkennen mußte. daß die Leistung 

nicht oder nicht in dieser Höhe gebührte. 
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(7) Inwieweit Uberbezüge. die sich aus einer Maßnahme nach Abs. 1 

bis 6 ergeben, rückforderbar sind, richtet sich nach § 107. 
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Die vorgeschlagene 

Interesse einer 

Änderung 

möglichst 

30 

des § 460 Abs. 

gleichmäßigen 

1 ASVG wird im 

Behandlung der 

Dienstnehmer in den Sozialvarsicherungslrägern und der Steuerung 

eines ausufernden Wildwuches an Sonderverträgen begrüßt. 

Es ist allerdings zu befürchten. daß in Kenntnis des vorliegenden 

Entwurfes die Zeit, die bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 

verhleibt, in unerwünschter Weise "genützt" werden könnt.e. Soll 

dies verhindert werden, dann wäre eine Übergangsbestimmung 

~rforderlich. wonach die neue Bestimmung für alle Dienstverträge 

gilt, die nach dem 31.12.~ abgeschlossen wurden. Für die vom 

1.1.1987 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossenen 

Dlenstverträge wäre eine Frist vorzusehen, innerhalb derer sie 

0ntweder dem Hauptverband der Sozialversicherungsträger zur 

nachträglichen Genehmigung vorzulegen, andernfalls jene 

Best.immungen des Vertrages rechtsunwirksam sind, die von den 

Richtlinien abweichen. 

In jedem Fall wäre es wünschenswert in einer Übergangsbestimmung 

klarzustellen, für welche Verträge und ab welchem Zeitpunkt die 

Nauregelung gelten soll, um überflüssige Gerichtsverfahren vor 

vornherein zu vermeiden. 
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1) Angesichts der durch verschiedenste Umstände leider eingetre­

tenen Trübung des österreichischen Ansehens im Ausland muß der 

im Entwurf erhaltene lnderungsvorschlag begrüßt werden. Die 

Annahme der erläuternden Bemerkungen. daß dadurch keine 

wesentlichen Mehrausgaben der Pensionsversicherungsträger 

bewirkt würden, trifft unter der weiteren Annahme zu, daß durch 

das Verslerben zahlreicher Altpensionisten aus dem begünstigten 

Personenkreis (mit vielfach sehr hohen Pensionen als Folge der 

bis zur 29.Novelle zum ASVG gegebenen Erhöhungsmöglichkeiten in 

der freiwilligen Weiterversicherung) die neu anfallenden 

Leistungen kostenmäßig kompensiert werden. 

2) Im Gesetzestext könnte uberlegt werden, ob neben Absatz 1 und 4 

nicht auch der Absatz 5 des § 502 im Absatz 6 erw~hnt werden 

und dadurch die sogenannte 

finden sollte. Es sind zwar 

"Spätenügration" Berücksi chtigung 

kaum Fälle von Spätemigration 

denkbar. in denen keine Vorversicherungszeiten vorliegen; 

sollte aber der eine oder andere Fall sich ergeben, so würde es 

auf Unverständnis stoßen, den Kreis der Spätemigranten von der 

Begünstigung des Absatz 6 auszuschließen: zählen doch dazu jene 

Personen die entweder nach 1945 aus einem Konzentrationslager 

zurückgekommen sind oder die Kriegsjahre in Lagern in Sibiri~n 

oder im Ghetto von Shanghai zurücklegen mußten. 

3) Gleichzeitig soll ein weiterer Novellierungsvorschlag zur Hint­

anhaltung unnötiger btirokratischer Wege und kostenintensiver 

Behördenarbeit unterbreitet werden: derzeit ist im Falle von 

Begünstigungen nach § 502 Abs. 1 bis 3 und 5 ASVG eine 

sogenannte "Bescheinigung gern. § 560 Abs. 3 ASVG" von der 

zuständigen Bezirksverwa!tungsbehörde (oder vom zuständigen 

Konsulat) beizubringen. 

Diese Bestimmung mag im Zeitpunkt ihrer Schaffung ihre 

Berechtigung gehabt haben, zumal aus den einschlägigen Akten 

der Opferftirsorgebehörden <insbesondere im Bereich von Wien) 

die nötigen Daten tiber den Zeitpunkt der Auswanderung, der Haft 

usw. entnommen werden konnten. 
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4) Diese Bescheinigung ist aber nach der Rechtssprechung für die 

Versicherungstriger nicht bindend. Die Neuregelung des § 502 

Abs. S verweist auf Abs. 1 und 4 und damit (möglicherweise) auf 

das Erfordernis einer derartigen Bescheinigung. Bei jüngeren 

Jahrgängen führte dies hauptsächlich dazu, daß bei den 

Opferfürsorgebehörden neue Akten angelegt werden müssen, die 

jenen der Versicherungsträger inhaltlich gleichen. Da die 

Bescheinigung ohnehin nicht bindend ist, und alle dieser 

Bescheinigung zugrunde liegenden Urk.unden seitens der 

Pensionsversicherungsanstalt abverlangt bzw. eingeholt werden, 

somit die Pensionsversicherungsanstalten ohnehin die Bescheini­

gung auf lhre Richtlgkeit überprüfen (und sie nicht etwa 

unbesehen ihren Bescheiden zugrunde legen), könnte auf diese 

Bescheinigung im Lichte der praktischen Erfahrungen der letzten 

Jahre zur Gänze verzichtet werden. Die für die Beurteilung der 

Voraussetzungen der Begünstigung nach § 502 Abs. S ASVG 

erforderlichen Daten können unschwer der Geburtsurkunde des 

Antragstellers (jüdische Abstammung) bzw. einer Meldebe­

stätigung aus dem Wiener- Stadt- und Landesarchiv (Magistrats­

abt.eilung 8) entnommen werden, ohne daß es der Einschaltung 

einer weiteren Verwaltungsbehörde bedürfte. 

Der zweite Satz des § 506 Abs. :3 ASVG könnte daher ersatzlos 

gestrichen werden, da keine praktischen Vorteile mehr damit 

verbunden sind. 
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1) § 506 b Abs. 1 des Entwurfes spricht von einer Person 

"österreichischer Staatsangehörigkeit". Es sollte klargestellt 

werden, iO wllchem heitRuDk~ das Erfordernis der öster­

reichischen Staatsangehörigkeit vorliegen muß. Es kommen dafür 

nämlich der Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses 

jener der Aufnahme eines Wohnsitzes in österreich oder jener 

der Antragsteilung in Betracht. Der Textierung des Gesetzes-

vorschlages ist nicht eindeutig zu entnehmen, 

Zeitpunkt es tatsächlich ankommen soll! 

auf welchen 

2l Die Frist des Absatz 7, wonach das Recht auf Beitragsent­

richtung binnen 3 Monaten ab dem Zeitpunkt der Begründung eines 

Wohnsitzes im Gebiet der Republik österreich geltend zu machen 

ist. scheint zu knapp bemessen zu sein. Bei einer Übersiedlung 

aus dem Ausland kann nicht unbedingt damlt gerechnet werden, 

daß diese gewissermaßen in einem Zug erfolgt. Häufig kommt es 

zunächst zur Beschaffung von Wohnraum und dann zur 

schrittweisen übersiedlung der Familie. Es wird häufig 

zweifelhaft sein, mit welchem Zeitpunkt die Begründung des 

Wohnsitzes tatsachlich anzunehmen ist, zumal auch eine 

allfällige polizeiliche Meldung noch nicht notwendigerw9ise eir 

Indikator fur die Wohnsitzbegründung sein muß. Bedenkt man 

weiters, daß die betreffenden Personen in der Regel einige Zeit 

benötigen um sich hier etablieren und sich über ihre 

allfälligen Rechte zu informieren. so erscheint eine Frist von 

3 Monaten viel zu kurz zu sein. Sie würde häufige Diskussionen 

tiber die Frage auslösen, ob der Antrag rechtzeitig gestellt 

worden ist, d.h. in welchem Zeitpunkt der Wohnsitz tatsächlich 

begründet wurde. 

Es sollte eine eher großzügige Frist von etwa einem Jahr 

gewählt werden, um die Zahl der möglichen Zweifelsfälle so 

gering als möglich zu halten. 

3) In jenen Fällen. in denen nachträgliche Versicherungszeiten 

durch Einzahlung erworben werden, taucht immer wieder das 

Problem auf, ab wanD g!ese Ver§icheryngszejten !!islYD9§wirksßm 

~rworpeD 5iOgB Diesbezüglich läßt der Entwurf eigentlich alles 
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offen. Es wäre denkbar, daß die Zeiten erst nach Einzahlung 

sämtlicher Beiträge erworben sind. Was soll aber rechtens sein, 

wenn zwischen dem Zeitpunkt der Antragstellung auf 

Nachentrichtung und der tatsächlichen bescheidmißigen 

Vorschreibung der Beiträge der Stichtag liegt? Hier stellt sich 

die Frage, ob (analog zu Zeiten der freiwilligen Weit.erver­

sicherung) ein vg( dem ~tichtag eingeleit~tes .y~riabrin, 

welches erst ~ .. Aem §tichtag erledigt wird, auf den Strichtag 

zurückwirkt. 

4) Die Zweifelsfragen werden vermehrt durch den Absatz 5 des 

Entwurfes: wenn für das Recht auf ~veiterversicheru.ng das 

Ausscheiden aus einem Dienstverhältnis bei einer inter­

nationalen Organisation dem Ausscheiden aus der Pflichtver­

sicherung gleichgehalten wird. bedeutet dies, daß die Frist zur 

Antragsteilung auf freiwillige Weiterversicherung <bei einer 

Anzahl von weniger als 120 Versicherungsmonaten> zwar roll dem 

Tag des Ausscheiden. aus dem Dienstverhältnis aus der 

internationalen Organisation zu laufen beginnt, aber bei Ablauf 

dieser Frist die Versicherungszeiten u.U. noch gar nicht 

erworben worden sind. Auch kann zwischen dem Zeitpunkt der 

Beendigung des Dienstverhältnisses zur internationalen 

Organisation und dem Zeitpunkt der Wgbnsilzverlegung nach 

österreich ein Zeitraum von wesentlich mehr als 6 Monaten 

liegt. 

5) Aus allen diesen Gründen sollte daher im Gesetz ausdrücklich 

geregelt werden 

a) ab wann die Versicherungszeiten als erworben gelten; 

b) wie es in jenen Fällen ist, in denen der Ant.rag vor dem 

Stichtag, die Erledigung aber erst nach den Stichtag erfolgt, 

sowie 

c) wann die Frist zur Antragsteilung auf fre1wi111ge Weiterver­

sicherung wirklich zu laufen beginnt (vernünftigerweise 

frühestens mit dem Zeitpunkt der Beitragsentrichtung). 
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Zu Art. I Z ~ lit. i. , YOg 9 (I Z AQs. 4 Z 2 und 3. Abi. 2 , a 
YDg ~ und Abs. 3) 

1) Die Anpassung der Beendigung der Pflichtversicherung an die 

Erfordernisse der besonderen Anspruchsvoraussetzungen im 

Leistungsrecht des ASVG und BSVG (und damit die Beseitigung 

einer mitunter gefährlichen Falle) wird begrüßt. 

Weniger erfreulich ist die Gesetzestechnik der Verweisung des 

". Abs. 3 auf die Absätze 1 und 2 des § 7 und auf § 130 Abs. 2. 

Die Erfordernisse des § 7 unterscheiden sich von jenen des 

§ 130 Abi. 2 bei dem in Rede stehenden Personenkreis der 

Gesellschafter von Personengesellschaften und geschäfts-

führenden Gesellschaftern von Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung nur in je einem Punkt: § 130 Abs. 2 stellt {zusätzlich} 

auf das Erlöschen des Gesellschaftsverhältnisses bzw. auf das 

Erlöschen 

enthält 

der Geschäftsführungsbefugn~s ab. § 130 Abi. 

aber daruberhinaus auch jene Erfordernisse, 

2 

die 

einerseits in § 7 ohnehin schon genannt sind, anderseits andere 

Personenkreise betreffen. Die Gesamtverweisung auf § 130 Abs. 2 

ist daher nicht nur stark übertrieben, sie verursacht im 

Anwendungsfall auch einen mühevollen und vbllig überflüssigen 

Vergleich der Tatbestände des § 7 mit den jeweils in Betracht 

kommenden Tatbeständen des § 130 Abs. 2. Für weniger Rechts­

Kundige ist ein ständiges blättern zwischen des § 2, 7 sowie 

§ 130 erforderlich. 

Es ware daher des Lesbarkeit des Gesetzes überaus zuträglich. 

wurde der letzte Halbsatz des § 7 Abs. 3 lauten; 

"sofern zu diesem Zeitpunkt das Gesellschaftsverhällnis bzw. 

die Geschiftsführungsbefugnis erloschen sind (§ 130 Abs. 2}". 

Die vorgeschlagene Neuregelung des § 75 Abs. 1 (Bedachtnahme auf 

die Bestimmungen des Sachwaltergesetzes) vermag (berücksichtigt 

35 
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man den Text im Zusammenhang mit den Erläuterungen} nicht zu 

befriedigen: 

ausdrücklich zu einzelnen 

bestimmter Leistungen,> 

Sachwalter werden im allgemeinen nicht 

Geschäften (wie etwa "zur Empfangnahme" 

sondern für bestimmte WirkungsKCiisi, wie 

verwaltung" des Behinderten bestellt. 

etwa "zur Vermögens-

Die Formulierung des letzten Satzes des vorgeschlagenen 

Gesetzestextes ist daher insoweit zu eng und mit der Praxis nicht 

abgestimmt. (vlg. auch § 273 ABGS) Auch besteht nicht die in den 

erläuternden Bemerkungen vermutete Paralellität von Antraq§­

!?,erecbtiguM und Berechtigung zur J:&lp{,iApgnanme von Leistungen: die 

Antragsteilung beim Sozialversicherungsträger ist (aus dem 

Blickwin.kel des Betroffenen) zunächst elne Angelegenheit des 

Umgangs mit Ämtern und Beh6rden; aus dem Blickwinkel eines 

Sachwalters, der zur Vermögensverwallung bestellt ist, ist es eine 

Angelegenheit der ordentlichen Verwaltung. 

Es ist daher durchaus denkbar. daß ein Sachwalter fur alle 

fi.nanziellen Angelegenhelten des Pflegebefohlenen bestellt <und 

danut auch 

Antragsrecht 

antragsberechtigt) ist, daß aber daneben das 

des Pflegebefohlenen weiterbestehl, solange sich der 

Wif'kl..mgskreis des Sachwal ters nicht ~ auf die Vertretung bei 

Ämtern und Behörden erstreckt. 

36 

Es wird daher angeregt, den letzten Satz des § 75 Abs. 1 GSVG 

altgemeiner zu formulieren: "Ist für einen Anspruchsberechtigten 

ein Sachwalter mit entsprechendem Wirkungskreis bestellt (§ 244 

Außerslreitgeselz). so ist diesem die Leistung auszuzahlen." 
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,U Art. I Zif, ,2 YOd 24 (ii 90 Abi. 3 und 96 a GSVG); 

Gesetzestechnisch stellt sich Frage. ob nichl mil. der Neuregelung 

des § 96 a das Auslangen gefunden werden kann; sollle man hingegen 

der Meinung sein, daß die Erwähnung der Regislrierungskoslen für 

Ol'gantransplantate aus gesetzessystematischen Gründen ~ in § 90 

Abs. 3 notwendig ist, dann sollte dies der besseren Lesbarkeit und 

Übersichtlichkeit wegen in einem eigenen Absatz geschehen, zumal 

ein Zusammenhang zwischen kosmetischen Behandlungen und 

Ragistrierungs~ bzw. Anmeldungskosten für Organtransplantationen 
nicht zu erkennen ist. 

37 
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Zy . .ar t I , ~ 27 (§ 11.5 Abs I 1 Z n. 

Die vorgeschlagenen Anpassung der Frist~ zur wirksamen 

Beitragsentrichtung an jene der Verjährung zur Feststellung der 

Beiträge wird begrüßt. Es sollte bel dIeser Gelegenheit ein 

weiterer Aspekt im Gesetz Berücksichtigung finden, der mitunter zu 

irreparablen Härtefällen führt: 

1) Oft kam es in der Vergangenheit durch Unkenntnis über die 

Versicherungspflicht. zu verspäteten Meldungen und Beit.rags-­

verschreibungen, wobei sich (netwendigerweise) auch eln 

größerer Beitragsrückstand zu ergeben pflegte. Die 

Versicherungsträger bewilligten (und bewilligen) Versicherten 

in der Regel die Nachentrichtung des Rückstandes in Raten. ohne 

sie auf die nachteiligen leistungsrechtlichen Konsequenzen 

einer Ratenzahlung aufmerksam zu machen. Durch die Anrechnung 

der Ratenzahlungen auf die jeweils älteste, Schulg können 

B.itr~ge. die im Zeitpunkt der Vorschreibung noch hätten 

wirksam entrichtet werden können, iD[01ge der B§lenbewilligung 

y.n~irksii\m werden. Ware dH?s den Versicherten 1m Zeitpunkt der 

Vorschreibung bekannt gewesen. so wäre es wohl In vielen Fällen 

zur Abdeckung des gesamten Rückstandes mittels einer 

Kreditaufnahme gekommen, um 

Beiträge zu retten. 

die noch wirksam erwerbbaren 

38 

2) § 115 Abs. 3 GSVG sollte daher zumindest dahin ergänzt werden, 

daß das Bundesministerium für Arbeit und Soziales jedenfalls 

jene Beiträge als wirksam entrichtet anerkennen kann, die im 

Zeitpunkt der Beitragsvorschreibung noch nicht verJährt waren, 

1nfolge eIneT erteilten Ratenbewilligung in der Folge unwirksam 

entrichtet wurden und der Versicherte die Unt.erlassung der 

Anmeldung zur Versicherung nicht vorsitzlieh herbeigeführt halo 

3) Uberdies wird angeregt, für die Zukunft eine gesetzliche 

Verpflichtung der Versicherungsträger zu normieren, die 

Versicherten im Falle einer Ratenbewilligung nachweislich tiber 

d:l.e Bestimmungen betreffend die wirksame Ent.richtung von 

Beitr~gen zu informieren. Derartige Informationspflichten 

wurden auch in der Vergangenheit mitunter schon gesetzlich 
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verankert (vgl. Art. 11 Abs. 2 letzter Satz der l8.Novelle z. 
GSPVG, BGBl. 44711969). 

39 
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Die vorgeschlagene Neuregelung des Problemkreises "Bemessungs­

grundlage aus einem früheren Versicherungsfall" wirft zusitzliche 

Probleme auf. die der Entwurf augenschEunlich nicht bedenk.t. die 

aber durch den Entfall des bisherigen "Günstigkeilsprinzips" neu 

auftreten würden: 

1) Wann die Bemessungsgrundlaga der früheren Pension nach i lZ§ 
!?...§YIJ. ermi t tel t worden ist. so ist durchaus denkbar, daß für den 

Versicherten zum Stichtag für die {leye. Pgm§~QnshÜltung 

~~~tma.l~ e~n~ ~~N§s$ynQ§gryngläge näch § l?, G§VGermi\lil~ 

werden kiil.nP ,. Oie Fortschreibung der 

Bemessungsgrundlage ist in diesen 

gerechtfertigt. wenn sie für den 

nach § 

Fä.llen 

126 ermittelten 

wohl nur dann 

Versicherten tatsachlich 

gtinstiger ist. In allen anderen Fällen sollte aber die 

Bemassungsgrundlage nach § 122 zweifellos an die Stelle der 

(u.U. fiktiven) Bemessungsgrundlage nach § 126 GSVG treten. 

2) Gegen den in den erl~uternden Bemerkungen 

Zweck der Neuregelung ist an 

beschriebenen 

sich nichts rechtspolitischen 

I?l.nzuwenden. In jenen P'ällen, in denen 2wi sehen dem Wegfall der 

alten und dem Anfall der neuen Leistung eine zeitliche tucke 

klafft, scheint der Entwurf aber über das Ziel zu schießen: 

a) Wenn eine Leisung nahtlos in eine andere Leistung übergeht, so 

ist durchaus einzusehen, daß ohne Änderungen des Versicherungs­

verlaufes keine Leislungserhcihung durch "Rechenk.unslstücke" 

eintreten soll; dies insbesondere im Hinblick darauf, daß nur 

ein kleiner Kreis von Pensionisten. der entsprechend gut 

beraten wird, von dieser Möglichkeit Gebrauch machen kann. 

während die "ahnungslose Mehrheit" benachteiligt ist. 

b) Anders liegen die Dinge aber, wenn 

selbst ~iD!: früD€re be~stY!)--9 entzogen 

der Versicherungsträger 

hat. In diesem Fall ist 

der Versicherte gezwungen, seinen Lebensunterhalt wieder durch 

Arbeit zu verdienen oder allenfalls Leistungen aus der 

Arbeitslosenversicherung (soweil er anspruchsberechtigt ist) in 

Anspruch zu nehmen, und es fehlt jede Rechtfertigung. die 

(ungünstigere) frühere Bemessungsgrundlage in eine später 
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anfallende Alterspension zu übernehmen. 1st die frühere 

Leistung entzogen worden, fällt wohl auch (stellt man eine 

Durchschnit.tsbetra,<:hlung an) das Argument der Spekulation 

(welches in den erläuternden Bemerkungen zur 44. ASVG - Novelle 

auf 37 oben anklingt) weg. 

3) Die belden aufgezeigten Probleme lassen sich sehr einfach 

lösen, ohne daß die rechtspolitische Zielsetzung da.durch 

verwässert würde. § 125 Abs.. 1 GSVG sollte seine Funktion als 

Schutzbestimmung uneingeschränkt 

Problematik der BemesBungsgrundlage 

würde. 

behalten, 

nach § 

womit a.uch die 

126 GSVG wegfallen 

§ 125 Abs. 2 sollte neu fOrlnuliert werden und die Fort-

schreibung der bisherigen Bemessungsgrundlage für die bis zum 

Stichtag der alten Lelstung erworbenen Verslcherungszeilen für 

den Fall anordnen, daß im Zeitraum ZWIschen dem Stichtag der 

frtiheren und jenem der neuen Leistung keine Anderung des 

Versicharungsverlaufss eingetreten ist. Für die Beurteilung der 

Frage, ~ eine Anderung des Versicherungsver.laufes eingetreten 

ist, sollten jene Versicherungszeilen außer Betracht bleiben, 

die neben Zei teD r:l~s ?en§iol'lsbezuge~. iBdrychlgeAegt wyr9j1!l. 

<allenfalls bis zum Höchstausmaß von 36 Versicherungsmonaten). 

Damit würde die rechtspolitische Zielsetzung des Entwurfes 

verwirklicht. ohne ungerechtfertigte Härtefälle herbeizuführen. 

4) Folgt man dem hier vorgetragenen Vorschlag, dann könnte auch 

das Wort "mindestens" in § M 1 JQ Abf>. ~ erhal teD bleiben. Die 

dieser Gesetzesbestimmung wirft 

sie nicht überhaupt das Recht auf 

vorgeschlagene Neuregelung 

nämlich die Frage auf, ob 

eine Neufeststellung der 

VerSicherungsfalls d.~ Alters 

Pension bei Eintritt des 

ausschließt. und dami.t a.uch die 

Berücksichtigung von Versicherungszeiten. die im Zeitpunkt des 

Stichtages der früheren Leistung ~wa....L.sch.9Jl ;utückg'~l.g~ ~irepA 

iJ',let noch D~ht ll!i .. ",!e.L~~.i.clH,~ry.D.s.s-*ei teD geg01 ten haben. Dadurch 

könnte jenen Versicherten, deren Arbeitsfihigkeit schon zu 

einem früheren Zeitpunkt geendet hat, ein (im sachlichen 

Zusammenhang ungerechtfertigter) Nachteil entstehen. 
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Die oben 

Entwurfes 

angeregte Neuformul i.erung des 

würde dem rechtspolilischen 

§ 125 

Anliegen 

Abs. 2 des 

ausreichend 

Rechnung t.ragen~ ohne daJ3 das Wort "mindestens" in § 130 Abs. :3 

GSVG entfallen müßte. 

5) In diesem Zusammenhang übenneht der Entwurf 

wenn mit dem Entfall des Wertes "mindestens" 

auch folgendes: 

in § 130 AbI». 3 

aine (zwingende) Fortschreibung der bisherigen Pensionshcihe 

herbeigeführt werden seIl, dann müßten auch die Bestlmmung des 

!Bi 131 und 171a GSVG geändert werden: d.a Zeiten des Bezuges 

einer Invalidit~tsp.nslDn neutrale Zeiten im Sinne des § 234 

Abs. 1 Zif. 2 ASVG sind und der· Erwerb von 12 Monat.en solcher 

Zeiten zur InansprUchnahme der vorzeitigen Alterspension 

berechtigt, würde andernfalls der (informierte) Pensions­

bC1rechtigte nur einen Mona.t Y.9 • .t: der "normalen Alterspension" 

aine vorzeitige Alterspension beantragen. um den von ihm 

gewünschten Effekt der Neuberechnung herbeizuführen. In diesem 

Fall müßte also eine dem 13 130 Ans. 3 analoge Bestimmung auch 

bei den vorzeitigen Allarapenalonen vorgesehen werden, wenn im 

Zeitpunkt des Stichtages für die YQrzeitig9 A.1lirspensio'D eine 

Invalidititspension besteht. 

Sollte hingegen mit dem Entfall des Wortes "nnndestens" nicht 

der Ausschluß einer Neuberachnung bewirkt werden, dann sollte 

dieses Wort auch in der Naut.asung erhalten bleiben, um 

Mißverstindnissen vorzubeugen. Die Frage des "ob" Biner höheren 

Pension wird ohnehin an anderer Stalle (nämlich in § 125) 

ent.schieden. 

In den erläuternden Bemer:ki:mgen zur 44. ASVG- Novelle (Seite 

38 Mitte' ist ein offenbarer Redaklionsfehler enthalten, wenn 

davon die Rede ist, daß "nach diesen Grundsätzen" auch 

vorgegangen werden sollte. wenn er am Stichtag für !lDi 

:l!"Q..J:.u.i.~.a!t~-r.s.12~l).§..i.9.J.\ oder ei.ne Altarspension ein Anspruch 

ra.uf Inva 1 id i t.ä.t spans ion bestanden hat. Nach dem fl§.iJÜ ZiS.lt!Uk~ 

~.:..~;,.i. . ..t...1.~ in der l"assung des Entwurfes soll te es in der 

Erläut.erung richtig heißen: "Wenn am Stichtag (tjr ~iin.i 

A,~t.~L1H;a.~~ iHne vorzeitige Alterspension oder eine 

Invaliditätspension bestanden hat", 
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~y Art. I Z ~4 (I§ li3a. li3b2 

1> Der Vorschlag zu § 133 a ist (in Wahrheit) eine längst fällige 

gesetzliche Sanierung der bereits seit vielen Jahren von 

Sozialversicherungsträgern und Gerichten geübten Praxis, auch 

bei Fehlen der besonderen Anspruchsvoraussetzungen des § 130 

Abs. 2 GSVG zumindest das Beweisverfahren durch die Einholung 

von Sachverständigengutachten durchzuführen um den Versicherten 

eine (von der SVA der gewerblichen Wirtschaft in der Regel auch 

anerkannte) Entscheidungshilfe zu geben. 

Die vorgeschlagene Regelung wird daher begrüßt. 

2> In § 133 b des Entwurfes sollte das Wort "bescheidmäßig" in die 

unmittelbar vorangehende Wendung eingebaut werden, sodaß diese 

zu lauten hätte "daß die bescheidmäßige Feststellung der 

Erwerbsunfähigkeit gemäß § 133 a" 

Soweit zur spracblichen Seite. Systemitlsch ist völlig 

unerfindlich, warum die rückwirkende Herstellung des 

gesetzlichen Zustandes (richtigerweise) im allgemeinen Teil des 

Leistungsrechtes (§ 69 GSVG> geregelt ist. hingegen in diesem 

Fall eine eigene Bestimmung in den besonderen Teil aufgenommen 

werden soll. Systematisch richtiger (und der Lesbarkeit des 

Gesetzes insgesamt zuträglicher) sollte daher die Maginalrubrik 

des § 69 entsprechend angepaßt und die bescheidmäßige 

Feststellung der Erwerbsunfähigkeit In den dortigen 

Gesetzestext eingefügt werden. Die Einfügung des § 133 b wäre 

daher entbehrlich. 
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Die geplante Milderung der Anrechnung ausländischer, insbesondere 

deutscher Opferrenten auf das im Rahmen des Ausgleichs­

zulagenrechtes zu berüCKsichtigende Einkommen wird begrüßt. Der 

Anlaßfall dürfte aber kein Einzelfall sein (vgl. schon SSV 20/50!) 

44 
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Zu Art, 1 Zif, 41 <I 105 ARS. 3); 

Gegen die geplante Erweiterung der Legalzession zu Gunsten von 

Fürsorgeträgern ist nichts einzuwenden. Angesichts eines aus der 

Praxis bekannt gewordenen Anlaßfalles wird darüber hinaus eine 

Klarstellung in folgender Beziehung angeregt: 

1) Wenn ein Leistungsbezug im Zeitpunkt des Anspruchsübergangs vor 

einem exeKutiven Pfindrecht (etwa infolge Exekution auf 

laufende Dienstbezüge gem. § 294 a EO) belastet ist, so stellt 

sich die Frage, welcher Belrag 

bleiben hat (Konkurrenz von § 

Abs. 3 ASVG). 

dem Leistungsempfänger frei zu 

5 Lohnpfändungsgesetz mit § 324 

2) Es besteht bei den Versicherungsträgern offenbar eine Praxis. 

vom Leistungsanspruch zunächst den pfÄndbaren Anspru,hsteii in 

Abzug zu bringen und vom verbleibenden uppfändbiren ReS&QetfiQ 

(also gegebenenfalls S 3.300,-- zuzüglich 30 % der Differenz 

zwischen diesem Betrag und der Nettopension) 80 % an den 

Sozialhilfeträger zu überweisen. Im Ergebnis wird damit sowohl 

die Schutzbestimmung des § 5 Lohnpfändungsgesetz als auch Jene 

des § 324 Abi. 3 ASVG unterlaufen: dem Pensionisten bleibt 

weder der pfändungsfreie Betrag, noch 20 % der Pension übrig. 

Diese Praxis stützt sich auf vereinzelte Entscheidungen des OLG 

Wien (SSV 22/95, SVSlg 28026, ZAS 84/1/35), die offenkundig 

verfehlt sind (vgl. Selb, ZAS 84,37). Im Ergebnis verletzt 

diese Praxis zwei 

§ 58 Lohnpfändungsgesetz 

Gesetzesbestimmungen (nämlich des 

und jene des § 324 Abs. 3 ASVG). 

während das damit erzielte Ergebnis sich auf überhaupt keine 

gesetzliche Bestimmung stützen kann. 

3) Es sollte daher in § 185 Abs. 3 GSVG folgendes klargestellt 

werden: 

Ist der Anspruch auf Rente bzw. Pension mit einem exekutiven 

Pfandrecht vorbelastet, so verbleiben dem Renten- (Pensions-) 

berechtigten 20 % seines Anspruches. höchstens aber jener 

Betrag, der sich aus der Anwendung der §§ 3 ff des 

Lohnpfändungsgesetzes ergibt." 
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4) Mit dieser Ergänzung würde auch sichergestellt, daß dem 

Pensionisten jedenfalls der niedrigere der beiden in Betracht 

kommenden Grenzbeträge (in der Regel wird es jener des § 185 

Ab!>. 3 GSVG sein) freib.leiben muß. Für die Dauer der im Rang!: 

vorangehenden exekutiven Belastung erhielte der Sozial­

hilfetriger die Differenz zwischen 20 % des gesamten Pensions­

bezuges und dem (meist höheren) der Pfändung entzogenen 

Bezugteil. sowie (in der Regel) auch 80 % eines allfälligen 

Anspruchs auf Hllflosenzuschuß <der der Pfändung nach dem 

Lohnpfändungsgesetz entzogen ist), 

Der Umstand, daß 

Sozialhilfeträgers 

sich der Pensionist auf Kosten des 

in Pflege befindet, rechtfertigt "es zwar, 
den nach 

unterha.lb 

bloß 20 % 

der Legalzession freibleibenden Betrag in Regel 

der Grenze des Lohnpfindungsgesetzes. nämlich mit 

des Anspruchs festzusetzen. Es kann aber keine 

Rechtfertigung dafür gesehen werden, dlesen 

bei Vorliegen einer exekutiven Vorbelastung noch 

sachliche 

Minimalbetrag 

:tu unterschreiten, obgleich der sich aus den Bestimmungen des 

~ohnpfindungsgesetzes ergebende Schutz 1n der Regel günstiger 

für den Pensionisten wäre. Richtigerweise muß <schon da lege 

lata) dem Pensionisten jener Betrag frei bleiben, der Weder von 

~r exekutiv~D Pfiingyn.9 nQeh v;on d.ef'owLegali.usion erfaß,t ~it. 
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~y Art, I Z 48 S § ~3Q Abs, 1) 

Die vorgeschlagene 

Interesse einer 

Dienstnehmer in den 

Änderung des § 230 Abs. 1 GSVG wird im 

möglichst gleichmäßigen Behandlung der 

Sozial versicherungsträgern und der Steuerung 

9ines ausufernden Wildwuches an Sonderverträgen begrüßt. 

Es ist allerdings zu befürchten. daß in Kenntnis des vorliegenden 

Entmlrfes die Zeit. die bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 

verbleibt, in unerwünschter Weise "genützt" werden könnte. Soll 

dies verhindert werden, dann wäre eine Ubergangsbestimmung 

erforderlich. wonach die neue Bestimmung für alle Dienstverträge 

gilt, die nach dem 31.12.~ abgeschlossen wurden. Für die vom 

1.1.1987 bis zum lnkrafltreten des Gesetzes abgeschlossenen 

Dienstverträge wäre eine Frist vorzusehen, innerhalb derer sie 

entweder dem Hauptverband der Sozial versicherungsträger zur 

nachträglichen Genehmigung vorzulegen, andernfalls jene 

Bestimmungen des Vertrages rechtsunwirksam sind. die von den 

Richtlinien abweichen. 

In jedem Fall ware es wünschenswert in einer Ubergangsbeslimmung 

klarzustellen, für welche Verträge und ab welchem Zeitpunkt die 

Neuregelung gellen soll, um überflüssige Gerlchtsverfahren von 

vornherein zu vermeiden. 
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Gesetzestechnisch stellt sich Frage, ob nicht mit der Neuregelung 

des § 93 a das Auslangen gefunden werden kann; sollte man hingegen 

der Meinung sein, daß die Erwähnung der Registrierungskosten für 

Organlransplanlale aus gesetzessystematischen Gründen ~~ in § 83 

Ab.. 3 notwendig ist, dann sollte dies der besseren Lesbarkeit und 

Ubersichtlichkeit wegen in einem eigenen Absatz geschehen, zumal 

ein Zusammenhang zwischen kosmetischen Behandlungen und 

Registrierungs- bzw. Anmeldungskosten für Organtransplantationen 

nicht zu erkennen ist. 
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~ Art. I ~ ~~ (§ 106 Ags. 1 Z 4 ypd t2 

Die vorgeschlagenen Anpassung der Frist zur wirksamen 

Beitragsentrichtung an jene der Verjährung zur Feststellung der 

Beitr~ge wird begrüßt. Es sollte bei dieser Gelegenheit ein 

weiterer Aspekt im Gesetz Berücksichtigung finden, der mitunter zu 

irreparablen Härtefällen führt: 

1) Oft kam es in der Vergangenheit durch Unkenntnis über die 

Versicherungspflicht zu verspäteten Meldungen und Beitrags­

vorschreibungen, wobei sich (notwendigerweise) auch ein 

größerer Beitragsrückstand zu ergeben pflegte. Die 

Versicherungsträger bewilligten (und bewilligen) Versicherten 

in der Regel die Nachenlrichtung des Rückstandes in Raten. ohne 

sie auf die nachteiligen leistungsrechtlichen Konsequenzen 

einer Ratenzahlung aufmerksam zu machen. Durch die Anrechnung 

der Ratenzahlungen auf die jeweils äl~~§ti Schyla können 

Beiträge, die im Zeitpunkt der Vorschreibung noch hätten 

wirksam entricht.et werden können. 10fo1ge der Ratenbiwi!'U9u.ng 

ynwirKsam w~rg~n. Wäre dies den Versicherten im Zeitpunkt der 

Vorschreibung bekannt gewesen, so wäre es wohl in vielen Fällen 

zur Abdeckung des gesamten Rückstandes mittels einer 

Kreditaufnahme gekommen. um 

Beiträge zu retten. 

die noch wirksam erwerbbaren 

2) § 106 Abs. 3 BSVG sollte daher zumindest dahin ergänzt werden, 

daß das Bundesministerium für Arbeit und Soziales jedenfalls 

jene Beiträge als wirksam entrichtet anerkennen kann, die im 

Zeitpunkt der Beitragsvorschreibung noch nicht verjährt waren, 

infolge einer erteilten Ratenhewilligung in der Folge unwirksam 

entrichtet wurden und der Versicherte die Unterlassung der 

Anmeldung zur Versicherung nicht vorsätzlich herbeigeführt hat. 

3) Überdies wird angeregt, für die Zukunft eine gesetzliche 

Verpflichtung der Versicherungsträger zu normieren, die 

Versicherten im Falle einer Ratenbewilligung nachweislich über 

die Bestimmungen betreffend die wirksame F~trichtung von 

Beiträgen zu informieren. Derartige Informationspflichten 

wurden auch in der Vergangenheit mitunter schon gesetzlich 
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verankert <vgl. Art. 11 Abs. 2 letzter Satz der lB.Novelle z. 

GSPVG, 8GBl. 447/1969). 

• 
21/SN-42/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)50 von 53

www.parlament.gv.at



• 

51 

Gegen die geplante Erweiterung der Legalzesslon zu Gunsten von 

Fürsorgeträgern ist nichls 

Praxis bekannt gewordenen 

einzuwenden. Angesichts 

Anlaßfalles wird darüber 

eines aus der 

hinaus eine 

Klarsteilung in folgender Beziehung angeregt: 

1) Wenn ein Leistungsbezug im Zeitpunkt des Anspruchsübergangs vor 

einem ~x,tutiven Pfandre~h1 (etwa infolge Exekution auf 

laufende Dienstbezüge gem. § 294 a EO) belastet ist, so stellt 

sich die Frage, welcher Betrag dem Leistungsempfänger frei zu 

bleiben hat (Konkurrenz von § 5 Lohnpfändungsgesetz mit § 173 

Abs. 3 BSVG). 

2) Es besteht bei den Versicherungsträgern offenbar eine Praxis. 

vom Leistungsanspruch zunächst den ~Qgbar~n Anspcu~hst~il in 

Abzug zu bringen und vom ver'bJ_eibendep uPR!ängbargm Restbetrag 

(also gegebenenfalls S 3.300,-- zuzüglich 30 % der Differenz 

zwischen diesem Betrag und der Nettopension) 80 % an den 

Sozialhilfeträger zu überweisen. 1m Ergebnis wird damlt sowohl 

die 

des 

weder 

Diese 

Wien 

Schutzbestimmung des § 5 Lohnpfändungsgesetz als auch jene 

§ 173 Abs. 3 BSVG unterlaufen: dem Pensionisten bleibt 

der pfändungsfreie Betrag. noch 20 % der Pension übrig. 

Praxis stützt sich auf vereinzelte Entscheidungen des OLe, 

(SSV 22/95, SVSlg 28026, ZAS 84/1/35>, die offenkundig 

verfehlt sind (vgl. Selb, ZAS 84.37), Im Ergebnis verletzt 

diese Praxis zwei Gesetzesbestimmungen 

§ 58 Lohnpfändungsgesetz und jene des § 173 

während das damit erzielte Ergebnis sich auf 

gesetzliche Bestimmung stützen kann. 

(nämlich des 

Abs. 3 BSVG) , 

überhaupt keine 

3) Es sollte daher in § 173 Abs. 3 BSVG folgendes klargestellt 

werden: 

Ist der Anspruch auf Rente bzw. Pension mit einem exeKutiven 

Pfandrecht vorbelastet, so verbleiben dem Renten- (Pensions-) 

berechtigten 20 % seines Anspruches, höchstens aber jener 

Betrag, der sich aus der Anwendung der §§ 3 ff des 

Lohnpfändungsgesetzes ergibt." 
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4) Mit dieser Ergänzung würde auch sichergestellt, daß dem 

Pensionisten jedenfalls der niedrigere der beiden in Betracht 

kommenden Grenzheträge (in der Regel wird es jener des § 173 

Abs. 3 BSVG sein) freibleiben muß. Für die Dauer der im Range 

vorangehenden exekutiven Belastung erhielte der S02:ia1-

hilfeträger die Differenz zwischen 20 % des gesamten Pensions­

bezuges und dem (meist höheren) der Pfändung entzogenen 

Bezugtail, sowie (in der Regel) auch 80 % eines allfälligen 

Anspruchs auf Hilflosenzuschuß (der der Pfändung nach dem 

Lohnpfändungsgesetz entzogen ist). 

Der Umstand, daß sich der Pensionist auf Kosten des 

Sozialhilfeträgers in Pflege befindet. rechtfertigt .ss zwar, 

den nach der Legalzession freibleibenden Betrag in Regel 

unterhalb der Grenze des Lohnpfändungsgesetzes, nämlich mit 

bloß 20 % des Anspruchs festzusetzen. Es kann aber keine 

sachliche Rechtfertigung dafür gesehen werden, diesen 

Minimalbetrag bei Vorliegen einer exekutiven Vorbelastung noch 

lU unterschreiten. obgleich der sich aus den Bestimmungen des 

Lohnpfändungsgesetzes ergebende Schutz in der Regel günstiger 

fur den Pensionisten wäre. Richtigerweise muß <schon de lege 

lalal dem Pensionisten jener Betrag frei bleiben, der weder vgD 

a.~r exekutiv~n Pfändung nocLvon der Leq~_tzession erf§,\ßt ist. 

Im ubrigen wlrd auf 

Gesetzesvorschlägen 

slcherungsgeselz und 

verwiesen. 

die 

der 

zum 

Stellungnahme 

Novellen zum 

Gewerblichen 

zu den entsprechenden 

Allgemeinen Sozialver­

Sozialversicherungsgesetz 

Hinsichtlich der geplanten Anpassungen an das Sachwalterrecht. der 

Kostenübernahme 

tat ionen und 

von 

der 

Registrierungskosten 

geplanten Neuregelung 

für 

des 

Organtransplan­

Begriffs der 

"wesentlichen lnderung P im Leistungsrecht der Unfallversicherung 

sowie schließlich der Erweiterung der Legalzession des § 121 Aba. 
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3 B-KUVG wird auf die entsprechenden Stellungnahmen zu den übrigen 

Sozialversicherungsgesetznovellen verwiesen. 

Im übrigen gibt der Entwurf zu keinen Bemerkunge.n Anlass. 

... 

Wien 1 am 11. September 1987 

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

Dr.SCHUPPICH 

Präsident 

21/SN-42/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 53 von 53

www.parlament.gv.at




